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Militarismus verhindern sollte. Zur 
Niederschlagung der Revolution 
schloß Ebert am 10. 11. mit der 
Obersten Heeresleitung ein Geheim­
abkommen. Der kaiserliche Regie­
rungs- und Verwaltungsapparat 
wurde nicht beseitigt. Das am 15. 11. 
zwischen rechten Gewerkschafts­
führern (C. Legien u. a.) und Reprä­
sentanten der Monopolbourgeoisie 
(H. Stinnes u. a.) abgeschlossene Ar­
beitsgemeinschaftsabkommen ver­
vollständigte den Verrat der 
opportunistischen Partei- und Ge­
werkschaftsführer an der Revolu­
tion. Der am 11. 11. in Berlin ge­
gründete Spartakusbund war be­
strebt, die Massen unter der Losung 
»Alle Macht den Arbeiter- und Sol­
datenräten!« für die Weiterführung 
der Revolution mit dem Ziel der Er­
richtung der sozialistischen Repu­
blik zu gewinnen. Das entsprach den 
Bestrebungen der Mehrheit der Ar­
beiterklasse, die den Sozialismus 
wollte, aber infolge der jahrelangen 
opportunistischen Beeinflussung zu­
meist den rechten Führern der So­
zialdemokratie folgte, deren Dem­
agogie Glauben schenkte und noch 
nicht verstand, daß das die Ent­
machtung des Imperialismus und die 
Errichtung der Herrschaft der Ar­
beiterklasse erfordert. Die Regie­
rung Sowjetrußlands begrüßte die 
N. Auf Anweisung W. I. Lenins 
sollte die deutsche Revolution durch 
Getreidelieferungen unterstützt 
werden; der Rat der Volksbeauf­
tragten lehnte dieses Angebot jedoch 
ab und setzte statt dessen den be­
waffneten Kampf gegen die Sowjet­
macht fort. Der vom 16.—21. 12. in 
Berlin tagende 1. Allgemeine Kon­
greß der Arbeiter- und Soldatenräte 
Deutschlands widerspiegelte das zu­
gunsten der Konterrevolution verän­
derte Kräfteverhältnis. Die Mehrheit 
der Delegierten, in kleinbürgerli­
chen, reformistischen Illusionen be­
fangen, übertrug dem konterrevolu­
tionären Rat der Volksbeauftragten 
die gesetzgebende und vollziehende

Gewalt und beschloß die Durchfüh­
rung von Wahlen zur bürgerlichen 
Nationalversammlung am 19. 1. 
1919. Damit entschied sich der Kon­
greß in der Grundfrage der Revolu­
tion, der Frage der Macht, für den 
bürgerlichen Staat. In der Erkennt­
nis, daß die Schaffung einer revolu­
tionären Kampfpartei zur dringend­
sten Aufgabe geworden war, grün­
deten die im Spartakusbund verei­
nigten konsequentesten Vertreter 
der revolutionären deutschen Arbei­
terklasse die —*• Kommunistische Par­
tei Deutschlands (Gründungspartei­
tag 30. 12. 1918-1. 1. 1919). An­
fang Jan. 1919 verstärkte die Kon­
terrevolution ihre Versuche, die N. 
mit militärischer Gewalt niederzu­
werfen. Die revolutionären Kräfte 
erlitten in den von der herrschenden 
Klasse provozierten Januarkämpfen 
eine entscheidende Niederlage; 
K. Liebknecht und R. Luxemburg 
wurden am 15. 1. 1919 von der kon­
terrevolutionären Soldateska ermor­
det. Die Wahlen zur Nationalver­
sammlung widerspiegelten die Ver­
änderung des Kräfteverhältnisses 
der Klassen zugunsten der Konter­
revolution. Mit dem Zusammentritt 
der Nationalversammlung (6. 2.) be- 

ann der schrittweise Ausbau der 
ürgerlichen Staatsmacht (—► Wei­

marer Republik). Die Arbeiter 
kämpften in zahlreichen Massen­
streiks und bewaffneten Aktionen 
für die Verteidigung und Erweite­
rung der Errungenschaften der N. 
Ihre fortgeschrittensten Kräfte unter 
Führung der KPD suchten diese 
Kämpfe zu einheitlichen Aktionen 
für den Sturz des Imperialismus und 
die Errichtung der Rätemacht zu 
entwickeln. Mit der Niederschla­
gung der Münchener Räterepublik 
(3. 5. 1919) endete die N. Alle Ver­
suche, die N. in eine sozialistische 
Revolution hinüberzuleiten, erlitten 
eine Niederlage. So blieb die N. eine 
bürgerlich-demokratische Revolu­
tion. Die ökonomischen und politi­
schen Grundlagen der Macht des


